
rückgewiesen. Zu Anhang II (in einer ungün­
stigen Erhaltungssituation befindliche Tiere, 
die weiträumige Wanderungen unternehmen) 
wurden zehn Aufnahmeanträge gebilligt, dar­
unter solche für Fledermäuse und best immte 
Fische; ein Antrag wurde zurückgezogen. 
Über die von deutscher Seite beantragte 
Aufnahme kleiner Wale in Anhang II soll auf 
der nächsten Tagung entschieden werden. 
Ferner wurde über die im Übereinkommen 
(Artikel IV) enthaltene, an die Mitgliedstaaten 
gerichtete Aufforderung diskutiert, zum 
Schutz insbesondere der in Anhang II ge­
nannten Tiere Regionalabkommen abzu­
schließen. Das Sekretariat wurde angewie­
sen, Entwürfe derartiger Übereinkommen im 
Hinblick auf verschiedene Tierarten (Robben, 
Delphine, Störche und best immte Enten und 
Gänse) vorzubereiten. Diskussionen fanden 
unter anderem über die Begriffe >wandernd<, 
>wildlebend< und >gefährdet< statt, ohne daß 
es zu Beschlüssen kam. Von deutscher Seite 
wurde bekanntgegeben, daß die Bundesre­
gierung plane, zusammen mit den Regierun­
gen Dänemarks und der Niederlande als Pi­
lotobjekt ein Regionalabkommen zur Erhal­
tung der Seehunde im Wattenmeer abzu­
schließen. 
Abschl ießend fand eine Aussprache über Or­
ganisations- und Budgetangelegenheiten 
statt. Es wurde die in Artikel VIII und IX vor­
gesehene Bildung eines Wissenschaftsrats 
und eines Ständigen Sekretariats beschlos­
sen. Als Sitz für das Sekretariat wurde auf 
Vorschlag der Bundesregierung Bonn in 
Aussicht genommen. Kurt Wockenfoth • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Anti-Apartheid-Konvention: 9.Tagung der Be­
r ichtsprüfer— Vertragsstaaten nachlässig (12) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 21 
1985 S.69f. fort . Text des Übereinkommens: 
VN 2/1975 S.57f.) 

Auf ihrer 9.Tagung, die vom 27. bis 31 . Ja­
nuar 1986 in Genf stattfand, lagen der Dreier­
gruppe Berichte aus acht Ländern zur Über­
prüfung vor (UN-Doc. E/CN.4/1986/30 v. 
31.1.1986). Die Gruppe, deren Mitglieder die­
ses Jahr aus der DDR, Nicaragua und Sene­
gal kamen, beurteilt gemäß Art. VII des Inter­
nationalen Übereinkommens über die Be­
kämpfung und Ahndung des Verbrechens 
der Apartheid die Bemühungen der ber ich­
tenden Staaten, die Ziele der Konvention im 
Bereich ihrer Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung zu verwirkl ichen. 

In Peru gilt Apartheid als Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, da die Konvention inner­
staatliche Geltung hat. Zudem verbieten die 
Verfassung und andere nationale Gesetze 
jegliche Form von Diskriminierung. Handels­
beziehungen zwischen Peru und Südafrika 
bestehen nicht. Schärfstens, so hob der pe­
ruanische Vertreter hervor, verurteile sein 
Land die Hinrichtung des schwarzen südafri­
kanischen Dichters Benjamin Moloise, die 
trotz internationaler Appelle am 18. Oktober 
1985 vollzogen wurde. 
Auch die Verfassung Ecuadors garantiert 
Gleichheit und Nichtdiskriminierung. Bei Ver­
stoß gegen eine Verfassungsbest immung 
können die Betroffenen dagegen gerichtl ich 
vorgehen oder den Rassendiskriminierungs­
ausschuß anrufen, dessen Zuständigkeit 
1977 von Ecuador anerkannt wurde. 

Der Deutschen Demokratischen Republik 
dankte das Dreiergremium für die substan­
tielle materielle Hilfe, die sie nationalen Be­
freiungsbewegungen in ihrem Kampf gegen 
Apartheid zuteil werden ließ — auf 200 Mill 
Mark beliefen sich freiwillige Beiträge der 
DDR-Bevölkerung allein im Jahr 1985; in den 
letzten fünf Jahren wurden nach Angaben 
des Staatenvertreters Solidaritätslieferungen 
im Werte von mehr als 1 Mrd Mark insbeson­
dere für Befreiungsbewegungen im Südli­
chen Afrika zur Verfügung gestellt. 
Südafrika sei ein Militär- und Polizei-Regime, 
dessen permanente Agressionsakte gegen 
die Frontstaaten den Weltfrieden bedrohten, 
hob der tschechoslowakische Vertreter her­
vor. Nur die strikte Befolgung der entspre­
chenden UN-Resolutionen und die Verwirkli­
chung des Akt ionsprogramms gegen die 
Apartheid könnten dieses Problem lösen. 
Dementsprechend hat die Tschechoslowakei 
alle diplomatischen, wirtschaftl ichen und kul­
turellen Beziehungen zu Südafrika abgebro­
chen. 
Im Gegensatz zu dem wenig aufschlußrei­
chen Erstbericht Surinames, das auch keinen 
Vertreter entstandt hatte, zeichnete der iraki­
sche Bericht in verständlicher und illustrati­
ver Weise die Schritte nach, die das Land zur 
Bekämpfung der Apartheid unternommen 
hat. So beinhalten beispielsweise alle iraki­
schen Erziehungsprogramme Informationen 
über das Problem der Apartheid. Ebenso wie 
der irakische Vertreter hob auch der Vertre­
ter Syriens hervor, daß die Operationen 
transnationaler Unternehmen das Verbre­
chen der Apartheid begünst igten. 
Die Verfassung und das Strafgesetzbuch Ga­
buns, so folgte aus dem Erstbericht dieses 
Landes, verbieten jede rassische, etnische, 
religiöse oder kulturelle Diskriminierung. Ga­
bun unterstützte aktiv den Solidaritätsfonds 
des OAU-Befreiungskomitees mit substan­
tiellen Zahlungen, erklärte die Vertreterin die­
ses Staates. Auch unterhalte Gabun weder 
diplomatische noch kulturelle Beziehungen 
zu Südafrika. 
Die Dreiergruppe setzte ihre Untersuchung 
der Frage, ob die Aktivitäten transnationaler 
Unternehmen in Südafrika als >Verbrechen 
der Apartheid< zu verstehen sind und ob auf 
der Grundlage der Konvention rechtl iche 
Schritte dagegen ergriffen werden können, 
fort. Die Gruppe kam damit einem Ersuchen 
der Menschenrechtskommission (zuletzt Re­
solution 1985/10) nach. Die anhaltende Ko­
operation einiger Staaten und transnationaler 
Unternehmen mit Südafrika unterstütze die 
verabscheuungswürdige Politik der Apart­
heid — diesen Standpunkt der Generalver­
sammlung machte sich auch die Dreier­
gruppe zu eigen. Die gegenteilige Ansicht, 
daß eine Zusammenarbeit mit dem Apart­
heidregime dazu beitrage, die Lage der Be­
völkerung dort zu verbessern und das Sy­
stem dadurch menschlicher zu gestalten, 
lehnte die Gruppe als völlig unhaltbar ab. 
Ihrer Ansicht nach findet Art. l Abs.2 der Kon­
vention auf transnationale Unternehmen und 
Banken Anwendung. Danach gelten auch Or­
ganisationen und Institutionen, die das Ver­
brechen der Apartheid begehen, als »verbre­
cher isch«. Damit seien die betroffenen Un­
ternehmen als Mitschuldige anzusehen und 
entsprechend zur Rechenschaft zu ziehen, 
insbesondere sollten sie für den Schaden, 
der dem südafrikanischen und namibischen 
Volk unter dem Apartheidregime verursacht 

wurde, mitverantwortl ich sein. Ein Recht auf 
Entschädigung sei durch verschiedene UN-
Resolutionen und das Dekret Nr.1 des UN-
Rates für Namibia bestätigt worden. Die In­
itiativen einiger westl icher Länder hielt das 
Gremium für unzureichend; der Sicherheits­
rat solle effektive Sanktionen beschließen. 
Bedauern zeigte das Gremium darüber, daß 
bis Ende 1985 nur 82 Staaten der Konvention 
beigetreten waren und daß die Berichts­
pflicht oft vernachlässigt wird — im Februar 
1986 waren 136 Berichte überfällig. Abschl ie­
ßend wurden die Vertragsstaaten aufgerufen, 
in ihren Berichten die Individuen, Organisa­
t ionen und Institutionen zu nennen, die für 
verantwortl ich gehalten werden im Hinblick 
auf in Art.i l der Konvention genannte Hand­
lungen im Sinne der Apartheid, damit die 
Gruppe ihre entsprechende Liste auf den 
neuesten Stand bringen kann. 

Martina Palm-Risse • 

Rechtsfragen 

IGH: Vereinigte Staaten künftig nicht mehr der 
obligatorischen Jurisdiktion unterworfen — Klage 
Nicaraguas als Hintergrund (13) 

Am 7.0ktol»er 1985 haben die Vereinigten 
Staaten den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen notifiziert, daß sie ihre Unterwer­
fung unter die Rechtsprechung des Interna­
tionalen Gerichtshofs (IGH) vom 26.August 
1946 zurücknähmen. Diese Erklärung trat am 
7.April 1986 in Kraft. Davon wird allerdings 
nicht die weitere Verhandlung und Entschei­
dung des IGH in bereits anhängigen Verfah­
ren berührt. 
Die USA begründen ihren Schritt damit, daß 
bislang nur wenige Staaten die Jurisdiktion 
des IGH anerkannt hätten. Nicht einmal ein 
Drittel aller Staaten habe eine Unterwer­
fungserklärung gemäß Art.36 Abs.2 des IGH-
Statuts abgegeben, vor allem hätten sich we­
der die Sowjetunion noch einer ihrer Alliier­
ten der Rechtsprechung des IGH unterwor­
fen. Wesentl ich für die Entscheidung der 
USA ist allerdings der Vorwurf, der IGH habe 
sich durch Nicaragua — im Fall betreffend 
militärische und paramilitärische Aktivitäten 
in und gegen Nicaragua (Nicaragua gegen 
die Vereinigten Staaten von Amerika) (VN 1 / 
1985 S.29f.) — als politische Waffe gegen die 
USA einsetzen lassen. Mit einer Entschei­
dung in dieser Streitigkeit überschreite das 
Gericht seine Kompetenz. Der Konflikt zwi­
schen den USA und Nicaragua sei kein Kon­
flikt, der jurist isch gelöst werden könne, eine 
Lösung nur auf polit ischem Wege möglich. 
Damit wird praktisch der Vortrag der USA 
gegen die Zulässigkeit der Klage Nicaraguas 
wiederholt. Im Grunde genommen handelt es 
sich hier um den Versuch einer Anwendung 
der >political question doctrine<, die in den 
USA für das Verhältnis von Regierung und 
Oberstem Gericht entwickelt worden ist. Ver­
kannt wird dabei allerdings, daß das Zueinan­
der von Sicherheitsrat (dessen Einschaltung 
die USA akzeptieren würden) und IGH ganz 
anderer Natur ist und vor allem die Grund­
sätze der Gewaltenteilung hierauf nicht an­
wendbar sind. Rüdiger Wolfrum • 

IGH: Abweisung eines Wiederaufnahmebegeh­
rens — Doppelte Premiere (14) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4 / 
1982 S.143 fort.) 
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Unter vorrangiger Berücksicht igung von Bil­
l igkeitsgesichtspunkten hatte am 24. Februar 
1982 der Internationale Gerichtshof den 
Festlandsockelstreit zwischen Tunesien und 
Libyen entschieden. In einem Antrag vom 
27. Juli 1984 hat dann Tunesien die Wieder­
aufnahme des Verfahrens gemäß Artikel 61 
des IGH-Statuts sowie die Interpretation des 
Urteils gemäß Art.60 beantragt. Ferner be­
gehrte es eine Fehlerberichtigung sowie eine 
Expertenüberprüfung. Das Begehren Tune­
siens wurde durch einstimmige Entschei­
dung des Gerichts vom 10. Dezember 1985 
entweder als unzulässig oder als unbegrün­
det zurückgewiesen. 

Ein Wiederaufnahmebegehren kann gemäß 
Art.61 nur darauf gestützt werden, daß nach 
Urteilsfällung entscheidungsrelevante Fakten 
bekannt werden, die bei der Entscheidungs­
f indung weder dem Gericht noch dem An­
tragsteller bekannt waren. Als ein derartiges 
Faktum stufte Tunesien die Entscheidung 
des libyschen Ministerrats vom 28. März 1968 
ein, die die nordwestl iche Grenze der Erdöl­
konzession Nr. 137 anders als im Prozeß vor­
getragen best immt habe. Das Gericht ver­
wies darauf, daß ihm diese Grenze bekannt 
gewesen sei und sie deshalb auch Tunesien 
bekannt gewesen sein müsse^ Zumindest 
habe Tunesien die Möglichkeit gehabt, ent­
sprechende Kenntnis zu erlangen. Darüber 
hinaus verneint der IGH mit eingehender Be­
gründung, daß der exakte Verlauf der Kon­
zessionsgrenze entscheidungserhebllch ge­
wesen sei. Aus beiden Gründen wurde der 
Wiederaufnahmeantrag — der erste in der 
Geschichte des IGH — als unzulässig abge­
wiesen. 

Für zulässig hielt das Gericht die beiden In­
terpretationsanträge, wenn auch in beiden 
Fällen die Interpretation Tunesiens verworfen 
wurde. 
Als nicht entscheidungserhebl ich sah das 
Gericht die von Tunesien begehrte Korrektur 
an. Aus dem gleichen Grunde wurde eben­
falls abgelehnt, eine Expertise erstellen zu 
lassen. 
Als Ad-hoc-Richter gemäß Art.31 des IGH-
Statuts hatte Libyen den Uruguayer Eduardo 
Jimenez de Arechaga benannt, Tunesien die 
Französin Suzanne Bastid. Mit ihr, einer ehe­
maligen Präsidentin des UN-Verwaltungsge­
richts, nahm erstmals eine Frau auf der 
Richterbank des IGH Platz. 

Rüdiger Wolfrum • 

Söldner-Konvention: Konsolidierte Fassung eines 
Entwurfs vorgelegt — Trotzdem kaum substan­
tielle Fortschritte (15) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 21 
1984 S.67 fort.) 

I. Als wesentl ichstes Ergebnis der 4. Tagung 
des Ad-hoc-Ausschusses zur Ausarbeitung 
einer internationalen Konvention gegen die 
Anwerbung, den Einsatz, die Finanzierung 
und die Ausbildung von Söldnern ( 3 0 . 7 -
24.8.1984 in New York) war ein verhand­
lungstechnischer Fortschritt zu verzeichnen. 
Es gelang, die vorliegenden Entwürfe (aus 
Nigeria, Frankreich und Mexiko) und die Er­
gebnisse der Diskussionen im Ausschuß und 
seinen zwei Arbeitsgruppen zu einem Text­
entwurf zusammenzufassen. Dieser enthielt 
zwar eine große Zahl eckiger Klammern — 
Zeichen dafür, daß die dazwischen stehen­
den Textpassagen noch auf Vorbehalte ein­

zelner Delegationen stoßen — , wurde aber 
von der Generalversammlung als Grundlage 
für die weiteren Verhandlungen des Aus­
schusses akzeptiert. 
Dementsprechend nahm das Gremium seine 
Tätigkeit wieder auf und trat vom 8. April bis 
zum 3. Mai 1985 am Sitz der Weltorganisation 
zu seiner 5.Sitzungsperiode zusammen, zu 
der nun auch Kuba einen Konventionsent­
wurf vorlegte. 
Generell stehen die Arbeiten im Schatten 
weltpolit ischer Differenzen, vor allem dem 
des Ost-West-Konfl ikts. So wurden im Laufe 
der Beratungen von einigen Delegationen die 
Contras in Nicaragua ebenso zu Söldnern er­
klärt wie die Widerstandskämpfer in Afghani­
stan. 

II. In der Substanz geht es nach wie vor 
zunächst um die Best immung des Söldner­
begriffs. Der 1984 erarbeitete Text enthielt 
hierzu zwei Definitionen. Die erste sollte im 
internationalen bewaffneten Konflikt gelten 
und entsprach wört l ich der Begri f fsbestim­
mung in Art.47(2) des I. Zusatzprotokol ls zu 
den Genfer Konventionen von 1949. Etwas 
vereinfacht bedeutete dies, daß Söldner ist, 
wer als Fremder speziell für einen bewaffne­
ten Konflikt angeworben wird, daran tatsäch­
lich teilnimmt und im wesentl ichen durch 
persönliches Gewinnstreben motiviert ist, 
was (auch) darin zum Ausdruck kommt, daß 
ihm ein deutl ich höherer Sold als in ver­
gleichbarem Rang stehenden regulären Sol­
daten des Entsendestaates versprochen ist. 
In einem zweiten Artikel wurde der Söldner­
begr i f f für die Situation des internen Konflikts 
und für Friedenszeiten festgelegt. Erfaßt wa­
ren dann Personen, die um ihres persönli­
chen finanziellen Vorteils willen gewaltsam 
gegen eine (fremde) Regierung vorgehen. 
Diese beiden Definitionen sind auf der 5.Ta-
gung scheinbar zu einer zusammengeführt 
worden. Dabei wurde aber das Konzept, für 
die Situation des internationalen Konflikts 
eine besondere Begri f fsbestimmung vorzu­
nehmen, beibehalten, so daß sich an der 
Struktur nicht viel geändert hat. Für die inter­
nationalen Konflikte ist es bei dem aus 
Art.47(2) des I.Zusatzprotokolls stammen­
den Text geblieben, für Friedenszeiten und 
internen Konflikt dagegen ist eigentlich noch 
alles offen. Der Ausschuß hat sich vorläufig 
lediglich darauf verständigen können, daß als 
Söldner anzusehen sein soll, wer an abge­
st immten gewaltsamen Akt ionen teilnimmt, 
die unter anderem auf den Sturz einer Regie­
rung gerichtet sind. Welche feindseligen Ge­
waltakte sonst noch die Qualifikation ihrer 
Teilnehmer als Söldner begründen sollen, ist 
ebenso unklar wie der Umfang, den der die 
Motivation ausmachende finanzielle Vorteil 
erreichen muß. 

Sowohl die Diskussion im Ad-hoc-Ausschuß 
als auch die auf dessen Bericht basierenden 
Beratungen im 6. Hauptausschuß der 40. Ge­
neralversammlung haben darüber hinaus 
deutlich gezeigt, daß noch weitere substan­
tielle Meinungsunterschiede zwischen den 
Staaten bestehen. So war bislang unbestri t­
ten, daß ein Söldner begrif fsnotwendig ein 
fremder Staatsangehöriger ist, der an dem 
jeweiligen Konflikt allenfalls ein finanzielles 
Interesse hat. Nunmehr wird dagegen des 
öfteren gefordert, daß auch Personen, die 
gegen ihr eigenes Land vorgehen, unter den 
Söldnerbegriff fallen können sollen. Dagegen 
wird eingewandt, es sei dann kaum mehr 
mögl ich, Freiheitskämpfer und Söldner zu 

unterscheiden. Einzelne Delegationen möch­
ten den Umfang des finanziellen Vorteils, 
durch den der Söldner zu seinem Tun be­
st immt wird, möglichst niedrig ansetzen, um 
den Anwendungsbereich der Konvention so 
breit wie möglich zu machen. In Frage ge­
stellt wird nun auch, ob es wirklich abge­
stimmter, einen gewissen Umfang anneh­
mender Gewalttätigkeiten bedarf, oder ob 
nicht auch der einzelne Saboteur ein Söldner 
sein kann. Solche Überlegungen lassen den 
Söldnerbegriff immer mehr an Kontur verlie­
ren, was angesichts der Tatsache, daß an ihn 
Strafvorschriften anknüpfen sollen, einer all­
gemeinen Akzeptanz der zukünft igen Kon­
vention nicht zuträglich sein kann. 

III. Abgesehen von den Definit ionsproblemen 
ist in weitem Umfang nach wie vor offen, was 
im Zusammenhang des Söldnertums alles 
verboten sein soll. Es deutet sich aber auch 
nicht an, daß sich gegenüber den bisherigen 
Überlegungen sehr viel ändern wird. So soll 
es den Staaten untersagt sein, sich der Söld­
ner zu bedienen; es wird ihnen aufgegeben 
werden, Strafvorschriften zu erlassen gegen 
Personen, die Söldner anwerben, ausbilden, 
finanzieren oder gebrauchen, und solche, die 
selber als Söldner tätig werden. Wer dabei 
besondere Gewaltakte (etwa Vergewalt i­
gung, Folter, Plünderung, Zerstörung von Ei­
gentum, Mord) verübt, soll nochmals geson­
dert zur Verantwortung gezogen werden. 
Strafbar werden wohl auch Versuch und Bei­
hilfe werden. Besonders umstr i t ten war im 
Ausschuß, ob Anwerbung, Gebrauch, Finan­
zierung und Ausbi ldung von Söldnern in den 
Katalog der Verbrechen gegen den Frieden 
und die Sicherheit der Menschheit aufge­
nommen werden soll, mit dessen Ausarbei­
tung die Völkerrechtskommission der Verein­
ten Nationen derzeit befaßt ist. 

Weitere Teile der Konvention haben Pro­
bleme der Strafverfolgung und der Ausliefe­
rung zum Gegenstand. Während hier schon 
in gewissem Umfang Einigkeit besteht, ist 
nach wie vor umstr i t ten, welche Behand-
lungs- und Verfahrensgarantien mutmaßli­
chen Söldnern zustehen sollen. Stritt ig ist 
auch, ob ausdrücklich festgehalten werden 
soll, daß die Verletzung von Verpfl ichtungen 
aus dem zukünft igen Übereinkommen ein 
zum Schadensersatz verpfl ichtendes völker­
rechtl iches Delikt darstellt, und ob eine Un-
berührtheitsklausel für das (humanitäre) 
Kriegsvölkerrecht Eingang in die Konvention 
finden wird. Schließlich enthält der konsol i­
dierte Text eine Schiedsklausel, die aber 
durch einen entsprechenden Vorbehalt aus­
geschlossen werden können soll. 

IV. Insgesamt ist der Ausschuß in den ver­
gangenen zwei Jahren also kaum weiterge­
kommen. Trotz gewisser Fortschri t te in 
Randbereichen ist vor allem anderen zu ver­
zeichnen, daß die Staaten das Definitions­
problem noch immer nicht haben lösen kön­
nen. Damit ist nach wie vor offen, wohin ge­
nau die Stoßrichtung der projektierten Kon­
vention zielen soll. Wenn der Ausschuß also 
in Erledigung seines mit Resolution 40/74 
der Generalversammlung vom 11. Dezember 
1985 verlängerten Mandats Mitte Juni erneut 
zusammentreten wird, wird seine Aufgabe 
kaum leichter sein als sie es in den vergan­
genen Jahren war. Horst Risse • 

Völkerrechtskommission: Einige Artikelentwürfe 
vor dem Abschluß — Umfang des Arbeitspro­
gramms erfordert klare Prioritäten (16) 
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